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Öffentliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung von Beschlüssen des Kreistages des Landkreises Leipzig  
und seiner beschließenden Ausschüsse gemäß § 3 Absatz 4 und 6  
der Landkreisordnung für den Freistaat Sachsen
Hinweis:
- Die mit (*) bezeichneten Beschlüsse beziehen sich auf Anla-

gen, die nicht Bestandteil dieser Bekanntmachung sind.
- Die mit (**) bezeichneten Beschlüsse beziehen sich auf Sat-

zungen oder Wirtschaftspläne, Jahresabschlüsse oder sonsti-
ge Rechtsvorschriften, die gegebenenfalls nochmals separat 
entsprechend der gesetzlichen Vorschriften bekannt gemacht 
und/oder öffentlich ausgelegt werden.

I. Bekanntmachung der vom Bau- und Vergabeausschuss in seiner 
Sitzung am 11.12.2025 gefassten Beschlüsse
Beschluss 2025/108 Inhousevergabe zur Ersatzbeschaffung der 
Multifunktionsgeräte im Landratsamt sowie zur Beschaffung von 
Arbeitsplatzdruckern in der Variante der Vollmiete an KISA
Der Bau- und Vergabeausschuss beschließt, die Inhousevergabe zur 
Ersatzbeschaffung der Multifunktionsgeräte im Landratsamt sowie zur 
Beschaffung von Arbeitsplatzdruckern in der Variante der Vollmiete mit 
einem Volumen von ca. 217.053,39 EUR jährlich an KISA.

Beschluss 2025/109 Beschaffung von IT Technik für Schulen in 
Trägerschaft des Landkreises Leipzig: hier Los 3 - Berufliches 
Schulzentrum Leipziger Land
Der Bau- und Vergabeausschuss beschließt, auf das wirtschaftlichste Ange-
bot unter Berücksichtigung der Wertungskriterien 100 % Preis den Auftrag 
der Firma netzwert GmbH, Deutscher Platz 4, 04103 Leipzig, zu vergeben.

Beschluss 2025/111 Vergabe IT-Wartung für Berufliche Schulzent-
ren, Förderschulen und das Medienpädagogische Zentrum in Trä-
gerschaft des Landkreises Leipzig
Der Bau- und Vergabeausschuss beschließt, auf das wirtschaftlichste 
Angebot unter Berücksichtigung der Wertungskriterien
- 30 % Preis
- 30 % Anfahrtszeit bei Vor-Ort-Einsätzen
- 20 % Konsistenz des eingesetzten Personals / minimaler Einarbei-

tungsaufwand
- 10 % Vorlaufzeit für planbare Leistungen
- 10 % Beschäftigte mit Servicelevel-Qualifikation / Berufserfahrung
den Auftrag der Firma netzwert GmbH, Deutscher Platz 4, 04103 Leip-
zig zu vergeben.
Der Auftragswert beträgt 840.616,00 €

II. Bekanntmachung der vom Bau- und Vergabeausschuss in seiner 
Sitzung am 22.01.2026 gefassten Beschlüsse
Beschluss 2025/112 Lieferung eines Mehrzweckgeräteträgers für 
eine Straßenmeisterei des Landkreises Leipzig
Der Bau- und Vergabeausschuss beschließt den Auftrag zur Lieferung 
eines Mehrzweckgeräteträgers an die Firma Henne Nutzfahrzeuge 
GmbH, Hans-Grade-Straße 2, 04509 Wiedemar zu vergeben.
Auftragswert: 291.090,66 Euro

Beschluss 2026/003 K 7940, Ausbau Ortsdurchfahrt Gnandstein
Straßen, Kanal- und Gehwegbau, Herstellung Stützwand
Der Bau- und Vergabeausschuss beschließt die Vergabe der Baumaß-
nahme K7940 Ausbau Gnandstein an das Unternehmen Delling Bau 
GmbH, Burgstädter Str. 66A, 09236 Claußnitz mit einer Bruttoange-
botssumme in Höhe von 1.246.766,06 EUR zu vergeben.

Beschluss 2026/004 Erteilung einer Einzel-Maßnahmegenehmi-
gung inkl. Durchführungsermächtigung der Inhousevergabe zur 
Verlängerung von VMware Software Lizenzen für den Landkreis 
Leipzig an KISA
Der Bau- und Vergabeausschuss beschließt, Erteilung einer Einzel-
Maßnahmegenehmigung inkl. Durchführungsermächtigung für die 
Inhousevergabe zur Verlängerung von VMware Software Lizenzen für 
den Landkreis Leipzig mit einem geschätzten Volumen von 120.000 
EUR / brutto an KISA.

Beschluss 2026/006 Vergabe Betreibervertrag Gemeinschaftsunter-
kunft Lobstädt
Der Bau- und Vergabeausschuss beschließt:
1. Die Vergabe der Betreibung der Gemeinschaftsunterkunft zur Un-

terbringung und Betreuung von Asylbewerbern und geflüchteten 
Menschen in der durch den Landkreis Leipzig angemieteten Lie-
genschaft: 04575 Neukieritzsch OT Lobstädt, Lobstädter Straße 
41 auf Grundlage der als Anlage 3 beigefügten Leistungsbeschrei-
bung an die IF Sozialdienste gGmbH, Oberes Muldental 2, 09599 
Freiberg

2. Der Betreibervertrag soll für den Zeitraum vom 01.04.2026 – 
31.03.2027 geschlossen werden. Nach Ablauf dieser Frist soll 
sich der Vertrag unbefristet fortsetzen mit einer Kündigungsfrist 
von 6 Monaten.

3. Die Finanzierung erfolgt auf Grundlage eines 1. Tagessatzes in 
Höhe von 5,79 EUR pro Platz inkl. USt. pauschal bis zum 120. 
Grundplatz und eines 2. Tagessatzes in Höhe von 2,13 EUR pro 
Platz inkl. USt ab dem 121. Platz mit Nachweis durch den Betrei-
ber der tatsächlichen Belegung

III. Bekanntmachungsanordnung
für die vorstehend bekanntgemachten Beschlüsse des Kreistages des 
Landkreises Leipzig und seiner Ausschüsse:
Der Bau- und Vergabeausschuss hat in seinen Sitzungen am 11.12.2025 
und 22.01.2026, die unter der Ziffer I. und II. vorgenannten Beschlüsse 
gefasst. Diese Beschlüsse werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Es wird darauf hingewiesen, dass Satzungen und Beschlüsse, die unter 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften zustande gekommen 
sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zustande gekommen gelten. Dies gilt gemäß § 3 Absatz 5 Satz 2 und 
Absatz 6 der Landkreisordnung für den Freistaat Sachsen (SächsLKrO) 
nicht, wenn
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Ausschreibungen

Öffentliche Ausschreibung  
der Landestalsperrenverwaltung  
Freistaat Sachsen

Verpachtung Eigenjagdbezirk Nr. 124  
„Stausee Rötha“
Die Jagdnutzung des Eigenjagdbezirkes Nr. 124 „Stausee Rötha“ ist ab 
dem 01.04.2026 neu zu vergeben.
Größe des Jagdgebietes: 105,72 ha
Lage des Jagdgebietes: Stausee Rötha

Landkreis Leipzig
Südlich von Rötha an der Pleiße

Pachtzeitraum: 1.04.2026 – 31.03.2035
Besonderheiten: Der Eigenjagdbezirk ist Bestandteil des Land-

schaftsschutzgebietes „Pleißestausee“.
Die Jagdpachtbedingungen können bei der Landestalsperrenverwaltung 
– Betrieb Elbaue/Mulde/Untere Weiße Elster - in Rötha schriftlich oder 
per E-Mail (betrieb.emuwe@ltv.sachsen.de) angefordert werden.

Die schriftlichen Gebote sind bis zum 25.02.2026 (Posteingangsstem-
pel) im verschlossenen Umschlag mit der Aufschrift „Verpachtung Ei-
genjagdbezirk Stausee Rötha“ an die

Landestalsperrenverwaltung des Freistaates Sachsen
Betrieb Elbaue / Mulde / Untere Weiße Elster
Gartenstraße 34
04571 Rötha

einzureichen.

Weitere Informationen können auf folgender Internetseite eingesehen 
werden:
https://www.wasserwirtschaft.sachsen.de/Ausschreibungen.html

Dem Pachtangebot ist der Nachweis der Pachtfähigkeit gem. § 11  
Abs. 5 BJG sowie ein einfaches Führungszeugnis beizufügen.

Die Landestalsperrenverwaltung behält sich das Recht der freien Verga-
be und den Zuschlag vor und ist weder an das Höchstgebot gebunden, 
noch zur Zuschlagserteilung verpflichtet.

1. die Ausfertigung der Satzung oder des Beschlusses nicht oder feh-
lerhaft erfolgt ist;

2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmi-
gung oder die Bekanntmachung der Satzung oder des Beschlusses 
verletzt worden sind;

3. der Landrat dem Beschluss nach § 48 Abs. 2 SächsLKrO wegen 
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

4. vor Ablauf der vorstehend genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde einen Beschluss beanstandet hat 

oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber 

dem Landkreis unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht wor-
den ist.

Ist eine Verletzung nach § 3 Absatz 5 Satz 2 Nr. 3 oder 4 SächsLKrO 
geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in § 3 Abs. 5 
Satz 1 SächsLKrO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend 
machen.

Borna, den 23.01.2026

gez. Henry Graichen
Landrat

Öffentliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung des Landratsamtes 
Landkreis Leipzig gemäß § 5 Abs. 2 
UVPG zum Antrag auf Vorbescheid 
gemäß § 9 Abs. 1a BImSchG  
zur Errichtung und Betrieb von  
5 Windenergieanlagen in Groitzsch
Az.: 10132/106.11/1086/1
Gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) wird Folgendes bekannt gemacht:
Die Windpark Käferhain GmbH & Co. KG beantragte beim Landrat-
samt Landkreis Leipzig mit Datum vom 04.08.2025 die Erteilung eines 
Vorbescheides nach § 9 Abs. 1a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) zur Errichtung und 
Betrieb von 5 Windenergieanlagen vom Typ Enercon E 175 EP5 E2 auf 
den Flurstücken 41 und 44 der Gemarkung Obertitz, den Flurstücken 
94 und 101 der Gemarkung Langenhain und dem Flurstück 43 der Ge-
markung Käferhain.
Gegenstand des Vorbescheides sind die folgenden Fragstellungen bzw. 
Feststellungen:
1. Es wird festgestellt, dass die Errichtung und der Betrieb der fünf 

geplanten Windenergieanlagen aus bauleitplanerischer Sicht zu-
lässig ist.

2. Es wird festgestellt, dass die Errichtung und der Betrieb der fünf 
geplanten Windenergieanlagen aus raumordnerischer Sicht zuläs-
sig ist.

3. Es wird festgestellt, dass die geplante Anlagenkonfiguration 
an den geplanten Standorten mit den dargestellten technischen 
und organisatorischen Parametern bezüglich der immissions-
schutzrechtlichen Materien Schallimmission, Schattenwurf und 
der nachgewiesenen Standorteignung nach DIBt 2012 zulässig 
ist.

Die geplanten Anlagen des Typs Enercon E 175 EP5 E2 sollen eine 
Nennleistung von jeweils 7 MW, einen Rotordurchmesser von 175 m, 
eine Nabenhöhe von 162 m und somit eine Gesamthöhe von 249,50 m 
aufweisen.
Für das Vorhaben ergibt sich aus Ziffer 1.6.3 der Anlage 1 des UVPG 
das Erfordernis einer standortbezogenen Vorprüfung nach § 7 Absatz 2 
des UVPG i. V. m. Anlage 3 des UVPG.
Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung 
in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten Stufe prüft die zuständige 
Behörde, ob bei dem Neuvorhaben besondere örtliche Gegebenhei-
ten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten Schutzkriterien 
vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass keine besonde-
ren örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht. 
Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gege-
benheiten vorliegen, so prüft die Behörde auf der zweiten Stufe un-
ter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien, ob das 
Neuvorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, 
die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes 
betreffen und nach § 25 Absatz 2 bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Neuvorha-
ben nach Einschätzung der zuständigen Behörde solche Umweltauswir-
kungen haben kann.
Nach § 9 Abs. 1a Satz 3 BImSchG findet abweichend von § 29 Abs. 1 
Satz 1 UVPG eine vorläufige Umweltverträglichkeitsprüfung im Hin-
blick auf die Umweltauswirkungen des Gesamtvorhabens für die Ertei-
lung des Vorbescheides nicht statt.
Dementsprechend haben sich die Prüfungen nach dem UVPG nur auf 
die Umweltauswirkungen zu beziehen, die Gegenstand des Antrages 
auf Vorbescheid sind.
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Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls hat nach behördlicher 
Prüfung ergeben, dass in Bezug auf die vorliegenden oben genannten 
Antragsgegenstände keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorlie-
gen und daher eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht besteht.
Für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht werden unter Zugrundelegung 
der Kriterien der Anlage 3 UVPG folgende Gründe als wesentlich an-
gesehen:
Gebiete, in denen die in Vorschriften der Europäischen Union festge-
legten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind oder Gebiete 
mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere zentrale Orte im Sinne des 
§ 2 Absatz 2 Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes sind vom Vorhaben 
nicht betroffen.
Die Prüfung der weiteren Kriterien nach Nr. 2.3 der Anlage 3 des UVPG 
(Natur- und Wasserschutzgebiete, Denkmäler) ist nicht Gegenstand des 
vorliegenden Antrages.
Die Feststellung des Landratsamtes Landkreis Leipzig, dass keine 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, 
wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG bekannt gegeben. Die Entschei-
dung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar.
Die entscheidungsrelevanten Unterlagen sind der Öffentlichkeit ge-
mäß den Bestimmungen des Sächsischen Umweltinformationsgeset-
zes (SächsUIG) vom 1. Juni 2006 (SächGVBl. S. 146), geändert durch 
Artikel 2 Absatz 10 des Gesetzes vom 19. August 2022 (SächsGVBl. 
S. 486) im Landratsamt Landkreis Leipzig, Umweltamt, Sachgebiet 
Immissionsschutz, Karl-Marx-Straße 22, 04668 Grimma, zugänglich.
Diese Bekanntmachung ist auch auf der Internetseite des Landratsamtes 
Landkreis Leipzig unter https://www.landkreisleipzig.de/landratsamt/
aktuelles/oeffentliche-bekanntmachungen unter Umweltamt einsehbar.

Grimma, den 21.01.2026

Tina König
Amtsleiterin Umweltamt

Offenlegung der Änderung von Daten 
des Liegenschaftskatasters nach § 14 
Abs. 7 Sächsisches Vermessungs-  
und Katastergesetz
Das Vermessungsamt des Landkreises Leipzig hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Oelzschau (1900): 25/1, 29, 30/a, 30/d, 124/a, 124/b, 198, 
213/1, 213/2, 228/2, 228/3, 228/4, 228/c, 229/1, 229/5, 229/6, 229/7, 
238/3, 239, 240/8, 240/b, 240/d, 1196

Art der Änderung
1. Zerlegung
2. Veränderung der tatsächlichen Nutzung
4. Berichtigung der Flächenangabe
Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegenschafts-
katasters durch Offenlegung bekannt gemacht. Die Ermächtigung zur 
Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus § 14 Abs. 7 Sächsisches 
Vermessungs- und Katastergesetz. Der Landkreis Leipzig ist nach § 2 
des Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen und das Liegen-
schaftskataster im Freistaat Sachsen (Sächsisches Vermessungs- und 
Katastergesetz – SächsVermKatG) = Artikel 9 des Gesetzes vom 29. Ja-
nuar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), in der jeweils geltenden Fassung, 
für die Führung des Liegenschaftskatasters zuständig. Der Änderung 
der Daten des Liegenschaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 
Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz zugrunde.
Die Unterlagen liegen ab dem 03.02.2025 bis zum 02.03.2026
in der Geschäftsstelle des Vermessungsamtes
Leipziger Straße 67, 04552 Borna
in der Zeit
Dienstag 8.30 - 12.00 und 13.30 - 18.00
Donnerstag 8.30 - 12.00 und 13.30 - 16.00
Freitag 8.30 - 12.00

zur Einsichtnahme bereit. Nach § 14 Abs. 7 Sächsisches Vermessungs- 
und Katastergesetz gilt die Änderung der Daten des Liegenschaftska-
tasters 7 Tage nach Ablauf der Offenlegungsfrist als bekannt gegeben. 
Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäftsstelle wäh-
rend der Öffnungszeiten zur Verfügung. Sie haben in der Geschäfts-
stelle auch die Möglichkeit, weitere Unterlagen zu den Änderungen 
einzusehen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Die Zerlegung stellt einen Verwaltungsakt dar, gegen den Sie inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch einlegen können. 
Der Widerspruch ist schriftlich oder mündlich zur Niederschrift beim 
Landratsamt des Landkreis Leipzig, Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna 
einzulegen.
Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form durch die Übermitt-
lung eines mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehenen 
elektronischen Dokuments erhoben werden, welches an das besondere 
Behördenpostfach (beBPo) des Landratsamtes des Landkreises Leip-
zig, Vermessungsamt zu richten ist.

Borna, den 11.12.2025

gez. Leberecht
Sachgebietsleiter

Öffentliche Bekanntmachung  
einer Baugenehmigung
Mit Bescheid vom 07.01.2026 (Az: 2025-1298) wurde für das Bauvor-
haben „Nutzungsänderung von einer Kindertagesstätte zu 4 WE und 
Neuerrichtung eines Ringankers, eines Daches und Innen- und Außen-
wänden“ auf dem Grundstück in 04668 Grimma, Flurstück(e) 1279, 
146/13 der Gemarkung Großbardau, eine Baugenehmigung im Verfah-
ren gemäß § 63 SächsBO (Sächsischen Bauordnung) erteilt.

Die Baugenehmigung wird hiermit nach § 70 Abs. 3 SächsBO durch
öffentliche Bekanntmachung
den betroffenen Eigentümern (im Sinne § 70 Abs. 3 SächsBO) von 
Nachbargrundstücken, hier Flurstücke 138, 146/11, 146/6, 146/8, 
146/12, 146/13, 146/14, 148/1, 150/1, 150/2, 151/1, 151/2, 152, 153/1, 
154, 1280/9, 1280/10, 1284/1 und 1284/2 der Gemarkung Großbardau 
zugestellt. Das Bauvorhaben entspricht den öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften, die im bauaufsichtlichen Verfahren zu prüfen sind. Nachbar-
rechtlich geschützte Belange werden nicht beeinträchtigt. Insbesondere 
wurden keine nachbarrechtlich geschützten Befreiungen oder Abwei-
chungen erteilt.

Für diese Zustellung gilt folgende
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Landkreis Leipzig, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna, oder in elektronischer Form nach 
§ 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformersetzend 
nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungs-verfahrensgesetzes und § 9a Ab-
satz 5 des Onlinezugangsgesetzes zu erheben.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Möglichkeit zur Übermittlung einer elektronisch, signierten Erklä-
rung mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes (gemäß 
§ 3a Abs. 3 Nr. 2d VwVfG) besteht nicht.
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht 
möglich, die erforderliche Form des Widerspruchs ist damit nicht ge-
wahrt.

Hinweise:
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Herausgabe des Amtsblattes als 
bewirkt. Von da an beginnt die Rechtsbehelfsfrist zu laufen.
Der Baugenehmigungsbescheid und die dazugehörenden Pläne können 
im Landratsamt Landkreis Leipzig, Bauaufsichtsamt, Dienstgebäude 
Grimma, Heinrich-Zille-Straße 5, Haus 4, innerhalb eines Monats nach 
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- des § 2 Abs. 1 und 2 und § 3 des Gesetzes über die Kreislaufwirt-
schaft und den Bodenschutz im Freistaat Sachsen (Sächsisches 
Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz - SächsKrWBod-
SchG) vom 22. Februar 2019 (SächsGVBl. S. 187) sowie

- des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung 
der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreis-
laufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 
212), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. August 2021 (BGBl. 
I S. 3436),

- der §§ 3 und 4 der Verbandssatzung des Zweckverband Abfall-
wirtschaft Westsachsen vom 10. Juni 2024

erlässt der Zweckverband Abfallwirtschaft Westsachsen (nachfolgend 
Verband oder ZAW genannt) nach Zustimmung der Landesdirektion 
Sachsen zu den Entsorgungsausschlüssen gemäß § 20 Abs. 3 KrWG 
mit Bescheid vom 17. Dezember 2025, Az.: C43-8630/52/3, die durch 
die Verbandsversammlung in ihrer 140. Sitzung am 15. Dezember 2025 
beschlossene „Satzung über die Benutzung der Abfallentsorgungsanla-
gen des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Westsachsen“ (Benutzungs-
satzung):

§ 1
Geltungsbereich, Öffentliche Einrichtung
(1) Der ZAW hat als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger gemäß  
§ 2 Abs. 1 und 3 und § 3 der Verbandssatzung die Aufgabe, folgen-
de Anlagen am Entsorgungsstandort Cröbern, Am Westufer 3, 04463 
Großpösna OT Störmthal als öffentliche Einrichtung zu betreiben:
1. Zentraldeponie Cröbern (ZDC),
2. Mechanisch-Biologische Abfallbehandlungsanlage Cröbern 

(MBA),
3. Kompost- und Energieanlage Cröbern (KEA),
4. Kleinanliefererbereich (KAB).
(2) Zur Erledigung seiner Aufgaben bedient sich der Verband gemäß § 2 
Abs. 7 der Verbandssatzung seiner Tochtergesellschaft, der Westsächsi-
sche Entsorgungs- und Verwertungsgesellschaft mbH (WEV) im Sinne 
des § 22 KrWG.
(3) Diese Benutzungssatzung ist verbindlich für alle natürlichen und 
juristischen Personen, die die Entsorgungsleistungen des ZAW mit 
seinen Abfallentsorgungsanlagen gemäß Abs.1 in Anspruch nehmen, 
insbesondere
• Erzeuger und Besitzer von Abfällen aus privaten Haushaltungen
• Erzeuger und Besitzer von Abfällen aus anderen Herkunftsberei-

chen
• öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger bzw. deren beauftragte 

Dritte
• Abfallbeförderer.

§ 2
Abfallannahme;
Überlassungspflichten und -rechte
(1) Die Abfallentsorgungspflicht des Zweckverbandes umfasst gemäß 
§ 2 Abs. 1 der Verbandssatzung die Behandlung, Verwertung und Be-
seitigung von Abfällen aus privaten Haushaltungen, die ihm von den 
Verbandsmitgliedern überlassen werden sowie von Abfällen, die direkt 
nach § 2 Abs. 3 der Verbandssatzung überlassen werden. Dahingehend 
sind die Verbandsmitglieder berechtigt und verpflichtet, die im Rahmen 
ihrer Tätigkeit als öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger eingesam-
melten Abfälle dem Verband zur Entsorgung zu überlassen.
(2) Die Abfallentsorgungspflicht des Zweckverbandes umfasst gemäß 
§ 2 Abs. 3 der Verbandssatzung weiterhin die Entsorgung von Abfällen 
zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen. Dahingehend sind die Besitzer und Erzeuger von Abfällen zur 
Beseitigung mit Herkunft aus dem Verbandsgebiet des ZAW berechtigt 
und verpflichtet, diese Abfälle dem Zweckverband zu überlassen, so-
weit deren Entsorgung durch den ZAW nicht nach Abs. 5 ausgeschlos-
sen ist.
(3) Die Abfallentsorgungspflicht des Zweckverbandes umfasst gemäß 
§ 2 Abs. 3 der Verbandssatzung nicht die Entsorgung von Abfällen zur 
Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltun-
gen, es sei denn, die Verwertung ist dem Abfallerzeuger oder -besitzer 
nach Maßgabe des § 7 Absatz 4 KrWG technisch nicht möglich oder 

dieser Bekanntmachung eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist zu 
folgenden Zeiten im Raum Nr. 211 möglich:
- Dienstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 18:00 Uhr
- Donnerstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 16:00 Uhr
- Freitag von 08:30 - 12:00 Uhr
Betroffene Eigentümer von Nachbargrundstücken können mit Nach-
weis ihrer Eigentümerschaft eine schriftliche Ausfertigung des Be-
scheides innerhalb der Rechtsbehelfsfrist abfordern. Sofern eine 
Einsichtnahme beabsichtigt wird, ist eine Terminabstimmung unter 
Tel.-Nr. 03437/984-1606 erforderlich.

Gräbner
Amtsleiterin Bauaufsichtsamt

Öffentliche Bekanntmachung  
zur Durchführung der Gewässerschau 
an der Kleinen Pleiße in Rötha  
am 05.02.2026
Gemäß § 93 Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) sind oberirdische 
Gewässer regelmäßig durch die Wasserbehörden zu schauen. Beim 
Schauen wird der Gewässerrandstreifen mit einbezogen sowie der ord-
nungsgemäße Zustand der Gewässerbenutzungsanlagen kontrolliert. 
An der Gewässerschau werden die untere Naturschutzbehörde, die obe-
re Landwirtschaftsbehörde, die untere Forstbehörde, die Fischereibe-
hörde und die Gewässerunterhaltungspflichtigen beteiligt.
Darüber hinaus wird den Eigentümern und Anliegern des Gewässers, 
den zur Nutzung des Gewässers Berechtigten, den Fischereiausübungs-
berechtigten, der Katastrophenschutzbehörde und den anerkannten Na-
turschutzverbänden Gelegenheit zur Teilnahme an der Gewässerschau 
gegeben.

Der Landkreis Leipzig als untere Wasserbehörde gibt hiermit folgenden 
Schautermin bekannt:
Geschaut wird am Donnerstag, den 05.02.2026, die Kleine Pleiße in 
Rötha.
Treffpunkt ist um 9:30 Uhr in Rötha, am Johann-Sebastian-Bach-
Platz 1 (ehemals Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geo-
logie)
Die Bediensteten und die Beauftragten der Wasserbehörden sind be-
fugt, zur Durchführung ihrer Aufgaben Grundstücke zu betreten. Die 
Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben die erlaubnisbedürftigen 
und anzeigepflichtigen Anlagen und die damit zusammenhängenden 
Einrichtungen zugänglich zu machen. Mit dieser Bekanntgabe wird die 
Benachrichtigungspflicht von Eigentümern und Nutzungsberechtigten 
gemäß § 107 Abs. 2 SächsWG zum Betreten der Grundstücke erfüllt.

Für Rückfragen steht im Landratsamt Leipzig, Umweltamt, Sachgebiet 
Wasser/Abwasser, Frau Leeser, Tel.: 03437 9841905, zur Verfügung.

Tina König
Amtsleiterin Umweltamt

Satzung über die Benutzung  
der Abfallentsorgungsanlagen  
des Zweckverbandes Abfallwirtschaft 
Westsachsen 
(Benutzungssatzung)

Präambel
Aufgrund
- des § 47 Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 6 Abs. 1 des Sächsischen Gesetzes 

über Kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. April 2019 (SächsGVBl. S. 270), 
das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Februar 2022 (SächsGV-
Bl. S. 134) geändert worden ist, sowie
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§ 6
Haftung
(1) Die Benutzer der vom Zweckverband zugewiesenen Abfallentsor-
gungsanlagen haben für Schäden, die durch schuldhafte Nichtbeach-
tung dieser Satzung entstehen, Schadensersatz zu leisten. In solchen 
Fällen haben die Benutzer den Zweckverband auch von allen gegen ihn 
gerichteten Ansprüchen Dritter freizustellen.
(2) Der Zweckverband haftet gegenüber den Benutzern der Abfallent-
sorgungsanlagen nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. Entspre-
chendes gilt auch gegenüber Dritten.
(3) Der Zweckverband haftet nicht für Kosten, die durch die Zurück-
weisung von Abfällen entstehen.
(4) Für technologisch und arbeitsorganisatorisch bedingte Wartezeiten 
bestehen keinerlei Ansprüche gegenüber dem ZAW.

§ 7
Ordnungswidrigkeiten
(1) Gemäß § 46 SächsKomZG i. V. m. § 14 Sächsische Gemeindeord-
nung (SächsGemO) und § 17 SächsKrWBodSchG kann der ZAW Ord-
nungswidrigkeiten mit einer Geldbuße ahnden.
(2) Ordnungswidrig gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 1 SächsKrWBodSchG, § 
6 Abs. 2 und § 47 Abs. 2 SächsKomZG und § 124 Abs. 1 und Abs. 3 
SächsGemO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
a. entgegen den Vorschriften zur Überlassungspflicht gemäß § 2 

Abs. 2 solche Abfälle, die dem Zweckverband zu überlassen sind, 
anderen Entsorgungswegen zuführt,

b. entgegen § 2 Abs. 5 ausgeschlossene Abfälle dem ZAW überlässt,
c. entgegen § 4 seiner Auskunfts- und Nachweispflicht nicht oder 

teilweise nicht nachkommt oder die erforderlichen Angaben oder 
Nachweise unvollständig oder falsch mitteilt oder erbringt.

(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 124 Sächs-
GemO i. V. m. § 17 Abs.1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) mit einer Geldbuße von 25,00 € bis zu 50.000,00 € geahndet 
werden.
(4) Andere Straf- und Bußgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 
Strafgesetzbuch (StGB) und § 69 KrWG, bleiben unberührt.

§ 8
Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.
(2) Mit dem In-Kraft-Treten dieser Benutzungssatzung tritt die Benut-
zungssatzung vom 12. Dezember 2022 außer Kraft.

Großpösna, 15. Dezember 2025

Heiko Rosenthal
Verbandsvorsitzender ZAW

Anlage zu § 2 Abs. 5: Ausschlusskatalog
Der Ausschlusskatalog ist folgendem Link zu entnehmen:
https://www.zaw-sachsen.de/wp-content/uploads/anlage_entsorgungs-
ausschluesse-zaw_2025-461-aa.xlsx-1.pdf

wirtschaftlich nicht zumutbar, sodass diese dem Zweckverband als Ab-
fälle zur Beseitigung überlassen werden.
(4) Alle nach Maßgabe dieser Satzung der Überlassungspflicht unter-
liegenden Abfälle müssen die genehmigungsrechtlich bestimmten Zu-
ordnungskriterien gemäß Deponieverordnung (DepV) sowie weitere 
gesetzlich oder behördlich bestimmte Annahmebedingungen einhalten. 
Entsprechende Informationen werden auf der Internetseite des Zweck-
verbandes (www.zaw-sachsen.de) veröffentlicht.
(5) Von der Entsorgungspflicht des Zweckverbandes sind alle Abfäl-
le aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen ausge-
schlossen, die im als Anlage 1 dieser Satzung beigefügten Ausschluss-
katalog aufgeführt sind. Soweit Abfälle von der ordnungsgemäßen 
Entsorgung durch den Zweckverband ausgeschlossen sind, ist der Er-
zeuger oder Besitzer dieser Abfälle selbst zur Entsorgung der Abfälle 
verpflichtet.
(6) Der Zweckverband kann darüber hinaus weitere Abfälle, die außer-
halb des Verbandsgebietes anfallen, im Rahmen kommunal- und ver-
gaberechtlich zulässiger Formen der interkommunalen Zusammenar-
beit nach Maßgabe der jeweiligen landesrechtlichen Regelungen (z.B. 
SächsKomZG) entsorgen, sofern der Verband über die dafür notwendi-
gen Kapazitäten verfügt.

§ 3
Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen
(1) Die Benutzung der vom Zweckverband vorgehaltenen Abfallentsor-
gungsanlagen gemäß § 1 erfolgt während der jeweiligen Öffnungszei-
ten sowie unter Beachtung etwaiger besonderer Annahmebedingungen 
einzelner Abfallarten. Die Abfallartenannahmekataloge werden anla-
genbezogen auf der Internetseite des ZAW veröffentlicht.
(2) Wird der Betrieb der Anlagen infolge höherer Gewalt, Streik, durch 
Betriebsstörungen,
betriebsnotwendige Arbeiten oder behördliche Verfügungen vorüber-
gehend eingeschränkt oder unterbrochen, so besteht für die Anlieferer 
kein Anspruch auf Schadenersatz.
(3) Abfälle gelten beim ZAW als angefallen, sobald sie an den für ihre 
Entsorgung gemäß § 1 vorgesehenen Abfallentsorgungsanlagen über-
geben wurden.
(4) Die Abfälle gehen in das Eigentum der WEV als vom Verband be-
auftragten Betreiber über, sobald die WEV diese übernommen hat.
(5) Der ZAW und ihre beauftragten Dritten gemäß § 22 KrWG sind 
nicht verpflichtet, im übernommenen Abfall nach verlorenen oder ver-
muteten wertvollen Gegenständen zu suchen oder suchen zu lassen. Im 
Abfall gefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt.
(6) Das Auslesen/Aussortieren und die Mitnahme von Gegenständen (z. 
B. Abfälle, Reifen, Elektronikteile, Schrott) sind verboten.

§ 4
Auskunfts- und Nachweispflichten
(1) Erzeuger und Besitzer überlassungspflichtiger Abfälle sind dem 
Zweckverband zur wahrheitsgemäßen Auskunft über deren Art, Menge 
und Beschaffenheit sowie deren Anfallort/Herkunft verpflichtet.
(2) Die Erzeuger und Besitzer überlassungspflichtiger Abfälle haben die 
Vorschriften der Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsor-
gung von Abfällen (Nachweisverordnung - NachwV) vom 20. Oktober 
2006 (BGBl. I S. 2298) in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.
(3) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Zweckverband die 
jeweils erforderlichen Daten zur Verfügung zu stellen, die zur Festset-
zung und Erhebung von Gebühren und Abgaben (Gebührenkalkulation 
und Haushaltssatzung des Zweckverbandes) und zur Erarbeitung von 
Abfallkonzepten und Abfallbilanzen erforderlich sind.

§ 5
Gebühren/Entgelte
(1) Der ZAW erhebt gemäß § 9 SächsKrWBodSchG für die Benutzung 
seiner Anlagen gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Gebühren/ Entgelte auf 
Grundlage der jeweils gültigen Haushalts- und Gebührensatzung.
(2) Die Anlage gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 wird durch die WEV im eigenen 
Namen und auf eigene Rechnung auf der Grundlage ihrer jeweils gel-
tenden Entsorgungsbedingungen betrieben.
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Allgemeine Informationen

Nachruf
Der Landkreis Leipzig trauert um

Thomas Hellriegel 
aus Neukieritzsch

der überraschend am 14.01.2026 im Alter von 60 Jahren verstor-
ben ist. Der Kommunalpolitiker war seit 2019 für die CDU im 
Kreistag des Landkreises Leipzig aktiv und von 2015 bis 2022 
Bürgermeister der Gemeinde Neukieritzsch. Als Geschäftsführer 
der KOMMStEG GmbH trieb er die Zusammenarbeit von Böhlen, 
Groitzsch, Markranstädt, Neukieritzsch, Regis-Breitingen, Rötha 
und Zwenkau voran, um den Strukturwandel aktiv zu gestalten.

Mit Thomas Hellriegel verlieren wir einen hoch engagierten 
Kommunalpolitiker, der sich die Entwicklung der Region auf 
die Fahnen geschrieben hatte. Er war für seine Gradlinigkeit und 
Zielstrebigkeit bekannt, für die ihm großen Respekt und Achtung 
entgegengebracht wurde.

Wir werden ihn stets in ehrendem Gedenken halten.
  
Unsere Anteilnahme gilt der Familie und den Angehörigen.

Henry Graichen Karsten Schütze
Landrat Landkreis Leipzig
im Namen der Kreisrätinnen 
und Kreisräte des 
Landkreises Leipzig

Vorsitzender 
SSG-Kreisverband
im Namen der Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister 
des Landkreises Leipzig

Stellenangebote  
des Landkreises Leipzig
Unsere Stellenangebote
Der Landkreis Leipzig versteht sich als modernen Dienstleister und 
sucht regelmäßig qualifizierte, teamorientierte Menschen, die enga-
giert und verantwortungsbewusst an ihre Aufgaben herangehen.

Attraktive Stellenangebote in der Verwaltung finden Sie unter 
www.landkreis.leipzig.de/Karriere - Wir freuen uns auf Ihre Bewer-
bung.
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